
«Weiterbildungsoffensive» und 

,a 

(KIM-Aktionsprogramm» des 
Bundes -Wichtige Investitionen 

ket iindet seine Legitimation vor allem 
in einem zunehmend schwierigen 
wirtschaftlichen Umfeld: 
- Einen wichtigen Ansatzpunkt fur die 

Sondermassnahmen stellt der 
Fachkräffemangei dar, unter dem 
praktisch alle Zweige der schwei- 
zerischen Wirtschaft und weite Tei- 
le des öffentlichen Dienstes seit 
einigen Jahren und in zunehmen- 
dem Masse leiden. Im zweiten 
Quartal 1989 beklagten über die 
Hälfte der befragten Unternehmen 
(53,3%) einen Mangel un gelernten 

in die Zukunft 

Quelle BIGA Die Volkswinschah 

Am 28.Juni 1989 hat der Bundesrat zuhanden des Parlaments ein 
Sondermacsnahmenpaket verabschiedet. In seiner Botschaft «Wei- 
terbildungsofferisiv(:/CIM» schlagt er vor, der Bund soüe während 
einer Dauer von sechs Jahren 373 Millionen Franken zur Förderung 
der beruflichen und universitaren Weiterbildung und zur Entwick- 
lung neuer Technologien im Fertigungsbereich (ClM; Computer Inte- 
grated Manufacturing) zur Verfügung stellen (s. Grafik l). 

* Der Autor ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der Direktion 

Angespannte Arbeitsrnarktlagc~ 
und zunehmender 
internationaler 
Wettbewerbsdnick 

Arbeitskraften (s. Graf ik 2). In ge- 
wissen Branchen beträgt der Anteil 
der Unternehmen mit einer exzessi- 
ven Fachkrafieknappheit gar über 
70 Prozent. Spitzenreiter sind nach 
wie vor die Banken (76,6%) und die 
M a  sc h i nen i n dustri e f74,7%). DIP 
Grunde fur diese Engpasse auf dem 
Arbeitsmarkt liegen einerseits in 
den Wirtschoftsstrukturen (rasche 
technologische Veranderungen in 
den Produktionsbetrieben und Ent- 
wicklung in Richtung Dienstlei- 
stungs- und Informationsgesell- 
Schaft). Anderseits muss die Wirt- 
schaft zunehmend mit weniger be- 
ruflichem Nachwuchs auskommen. 
Der <(Pillenknick)) der sechziger 
Jahre macht sich heute auf dem Ar- 
beitsmarkt deutlich bemerkbar. Die 
Demographieszenarien für die 
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nachsten Jahre sind alles andere 
als geeignet, optimistisch in die Zu- 
kunft blicken zu lassen (s, Grafik 3). 
Kurzfristig wäre wohl eine Entspan- 
nung der geschilderten Personalsi- 
tuation durch einen vermehrten Bei- 
Zug auslandischer Arbei:sk:8ftc: zu 
bewerkstelligen. Dem steht aber 
das Ziel der Stabilisierung der aus- 
Iandischen Wohnbevölkerung ent- 
gegen. Zudem ist in Iüngster Zeit 
festzustellen, dass die bei uns vor- 
dringlich gebrauchten Spezialisten 
teilweise auch im Ausland fehlen. 

- Gerade im Hinblick auf die Ver- 
wirklichung des europäischen Bin- 
nenmarkts (EG 92) ist mit einer ver- 
sforkten internationalen Konkur- 
renz zu rechnen. Der rasche tech- 
nologische Wandel akzentuiert 
diese Problematik noch. 

Die skizzierte Mangellage auf dem 
Arbeitsmarkf stellt das Innovations- 
und Entwicklungspotentiol unserer 
Wirtschaft und damit unsere Wettbe- 
werbsföhigkeit teilweise in Frage'. 

~ ~ ~ ~~~ 

' In seinem Bericht uber die Legislaturplanung 
1987- 1991 vom 18 Januar 1988schreibider 
Bundesroi ouf5 34 f unieronderem wDie Erhaí- 
tung und Forderung der Wetibewerbsfohigkeit 
is1 vongrosser Bedeutung fur unsere Wirhchah 
und fur dieSteilung unseres landes in derSioo- 
tenweli Wenn wir dieses Ziel erreichen wolien, 
mussen alle Beschlusse undMassnahmen im ln- 
lona'sowie die Aktivitoten oufiniernafionoler 
Ebene vermehrfunier dem kspekider Weftbe- 
werbsfanigkeii geprufi undauspestoitei werden 
Alle Moglichkeiien, welche die Weiibewerbsfo- 
higkeii unserer Produkte und Dienstleistungen 
starken, sind konsequeni auszuschopfen lnsbe- 
sondere in d e n  Bereichen der Forschungsforde- 
rung sowie der Aus- und Weiterbildung isidies 
von mossgebender Bedeutung. I 
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Gezielte Abhilfemassnahmen sind 
daher gefragt. Zwei Lösungsrichtun- 
gen bieten sich an: Die vorhandenen 
Kräfte und Begabungen mussen bes- 
ser ausgeschopft werden und perso- 
nalintensive Arbeitsgänge bedürfen 
zunehmend der Rationalisierung. Bei- 
de Wege setzen angemessene Aus- 
und Weiterbildungsanstrengungen 
der Erwerbstätigen während ihres 
ganzen Berufslebens voraus'. 
Irn Hinblick auf die Verwirklichung 
der ((Fabrik der Zukunft),, die durch 
einen starkeren, vor allem aber hoch- 
integrierten Einsatz von Informatik 
und Robotik im ganzen Produktions- 
Prozess gekennzeichnet sein wird, 
drangt sich zudem eine beschleunigte 
Entwicklung und Realisierung von so- 
gena n n ten (( CIM -Strateg i en >j a u f .  Der 
Erfolg ist seinerseits von Sanderan- 
strengungen im Bereich von Aus- und 
Weiterbildung sowie von Forschung 
und Entwicklung abhangig. 

Gelernte Angelernte O Ungelernte 
c 
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Gezielte Sondermassnahmen des 
Bundes unter Beachtungdes 
Subsidiaritätsprinzips 

Der Bereich der Weiterbildung in der 
Schweiz ist charakterisiert durch eine 
bewährte Aufgabenteilung zwischen 
öffentlicher und privater Hand. An 
diesem System soll auch mit den vor- 
geschlagenen Sondermassnahmen 
nichts geändert werden. Der Bund will 
- soweit er nicht einen eigenen Auf- 
trag hat - subsidiör nur dort in Er- 
scheinung treten, wo Impulse notwen- 
dig sind und gut funktionierende An- 
gebotsstrukturen nicht gefährdet 
werden. 
Sowohl die Berufsbildung wie auch 
die akademische Bildung werden 
schon heute aufgrund gesetzlicher 
Auftrage vom Bund unterstützt bzw. 
finanziert. Das Schwergewicht lag 

2000 201 o 2025 1985 
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I i 1 Quelle. BFS Die Volkswirischoft 

bisher allerdings auf der Grundaus- 
bildung. Wenn die lebenslonge Wei- 
terbildung die nötige Aufwertung er- 
halten soll, dann sind zusätzliche An- 
strengungen unumgänglich. Der Bun- 
desrat erachtet einen Alleingang aber 
zum vornherein als zum Scheitern ver- 
urteilt. Die Empfänger von Bundesbei- 
tragen müssen daher angemessene 
Eigenleistungen erbringen und zudem 
sicherstellen, dass auf Dauer onge- 
legte Weiterbildungsmassnahmen 

nach dem Auslaufen des Sonderpro- 
gramrns im Rahmen der ordentlichen 
Subventionierung weitergeführt wer- 
den konnen. Die Gelder der Weiter- 
bildungsoffensive werden bei der Be- 
rufsbildung bewusst auch für Bereiche 
vorgesehen, die bereits heute subven- 
tioniert werden. Durch diese Impuls- 
gebung soll die Anhandnahme von 
Projekten ausgelöst werden, welche 
die Belastbarkeitsgrenzen der Kanto- 
ne bzw. Dritter uberschreiten wurden 

2 Der Begrifinlebensiunges lernen. bzw (:Edu- 
coiion permonenie,, hol lm bildungs- und wiri- 
schoftspoliiischen Worischotz einen festen Platz 
bekommen 
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I 
und somit ohne zusotzliche Hilfe des 
Bundes wohl kaum zeitgerecht ver- 
wirklicht werden konnten. 

Die Weiterbildungsofnsive im 
Berufsbildungsbereich: ein 
vielfdtiges Massnahmenbihdel 
mit Schwergewicht bei den 
höheren Fachschulen 

Bund, Kantone, Wirtschaft, Berufsver- 
bände, Gewerkschaften, öffentliche 
und private Schulen und schliesslich 
vor allem die Weiterzubildenden 
selbst müssen gemeinsam der Verant- 
wortung für die Verstärkung der Wei- 
terbildung gerecht werden. Eine brei- 
te Abklarung der Bedürfnisse führte 
im Bereich der beruflichen Weiterbil- 
dung zu einem vielfältigen Mossnoh- 
menbündel (s. Grofik 4). Mittels der 
zeitlich befristeten Sonderförderung 
sollen impulse gegeben werden, die 
in verschiedene Richtungen zielen: 
1. Ausbildungsengpösse bei  ¿en Hö- 

heren Fochschulen überwinden 
Die Höheren Fachschulen sind 
nach Gesetz Institutionen der be- 
ruflichen Weiterbildung, die im An- 
schluss an eine einschlägige Be- 
rufslehre und allenfalls eine gewis- 
se Praxis eine Ausbildung zum In- 
genieur, Architekten, Betriebsöko- 
nomen, Techniker U.Q. m. anbieten. 
In aller Regel sind insbesondere 
die Ingenieurschulen (HTL) und die 
Höhern Wirtschafts- und Verwal- 
tungsschulen (HWV) Schulen in der 
Verantwortung der öffentlichen 
Hand. Als Träger anderer Höherer 
Fachschulen treten häufig auch 
private oder halbstaatliche Kör- 
perschaften auf. 
Die Nachfrage nach Studienplät- 
zen ist erfreulich gross, was ange- 
sichts des Bedarfs an Absolventen 
auf dem Arbeitsmarkt nicht er- 
staunt. Dies führt allerdings vor al- 
lem in HTL und HWV zu Engpos- 
sen, zu einem faktischen Numerus 
Clausus. Gerade Studienrichtun- 

Grafik 4 

Berufliche Weiterbildung: 
Vorgesehene Massnahmen 

Ungelernte 1 O MIO Fr 
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gen mit einem hohen Anteil mo- 
dernster Technologie sehen sich 
einem Andrang gegenüber, den 
sie mit den üblichen personellen 
und finanziellen Mitteln nicht be- 
wältigen können. 
Diese Situation ist sowohl wirt- 
Schafts- wie bildungspolitisch un- 
erfreulich: Wirtschaftspolitisch, 
weil die Behauptung der Konkur- 
renzfähigkeit sehr direkt von 
einem ausreichenden Nachwuchs 
hochqualifizierter Fachleute ab- 
hängt, bildungspolitisch, weil wir 
es uns nicht leisten dürfen, begab- 
ten jungen Berufsleuten eine Wei- 
terbildung zu verwehren, zu der sie 
befähigt und gewillt sind. 
Der Bundesrat beabsichtigt, den 
Trägern der Schulen zu helfen, Ka- 
pazitätsengpässe zu überwinden. 
Dies bedingt technische Neuinve- 
stitionen, einen Ausbau des Lehr- 
körpers, allenfalls bauliche Mass- 
nahmen. Diese letzteren sollen al- 
lerdings - da es sich um langfristi- 
ge Investitionen handelt - nicht aus 
Mitteln der Sonderförderung fi- 
nanziert werden. 
Gleichzeitig mit der Natwendig- 
keit, mehr Studienplätze für die 
Grundstudien anzubieten, sehen 
sich die Höhern Fachschulen vor 
der Herausforderung, vermehrt 
Weiterbildungsveranstaltungen 
für im Berufsleben stehende Absol- 
venten zu veranstalten. Es handelt 
sich darum, Fachleute, deren Stu- 
dium einige Jahre zurückliegt, auf- 
zudatieren und unter sinnvoller 
Nutzung ihrer betrieblichen Erfah- 
rung mit technischen und wissen- 
schaftlichen Neuerungen vertraut 
zu machen. Dies setzt die nötige 
Kompetenz aufseiten der Dozen- 
ten und eine angemessene techni- 

2 8 Schwerpunkte des Wirtschaftsgeschehens 
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sehe Ausrustung der Schulen vor- 
aus, wos wiederum finanzielle 
Auswirkungen fur die Tragerschaft 
zeitigt. 
Vermehrung der Studienplätze, 
quantitativer und qualitativer Aus- 
bau des Angebots an Nachdiplom- 
kursen und -Studien, Dozentenwei- 
terbildung sind allein mit den heuti- 
gen Finanzierungsinstrumenten 
nicht gewahrleistet. Mit den Son- 
dermassnahmen will der Bund vor- 
handenen Ansätzen zum Durch- 
bruch verhelfen, notwendige Ent- 
wicklungen in Gang setzen oder 
beschleunigen, immer unter der 
Voraussetzung, dass die damit ein- 
geleiteten Massnahmen später auf 
dem Wege der Normalförderung 
weitergeführt werden können. 
Insgesamt sollen für die Höhern 
Fachschulen 90 Millionen Franken 
bereitgestellt werden. 

2. Weiterbildungsangebote für ge- 
lernte Berufsleute erhöhen 
Eine einseitige Forderung der Wei- 
terbildung auf der Stufe der Hö- 
hern Fachschulen wäre verfehlt. 
Ebenso wichtig ist, mit Rucksicht 
auf unsere weitgehend klein- und 
mittelbetrieblich strukturierte Wirt- 
schaft, ein Ausbau der Weiterbil- 
dungsmöglichkeiten für gelernte 
Berufsleute. Es geht hier sowohl um 
die Vorbereitung auf die eidgenos- 
sisch anerkannten Berufs- und HO- 
hern Fachprüfungen (Meisterprü- 
fungen), wie auch um Massnah- 
men, die es Berufsleuten ermögli- 
chen, im gelernten Beruf den An- 
schluss an Herausforderungen in 
sich wandelnden Berufsfeldern zu 
finden. 
Angesprochen sind hier insbeson- 
dere Verbande, die in die Lage 
versetzt werden sollen, innovative 
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Weiterbildungskonzepte zu ent- 
wickeln und in die Tat umzusetzen. 
Auch an die damit verbundene 
Ausbildung von Lehrern, Instrukto- 
ren und Prufungsexperten sollen 
Beiträge geleistet werden können. 
Insgesamt sollen fur diesen Bereich 
15 Millionen eingesetzt werden. 

3. Weiterbildung, um ungelernte Er- 
werbstätige zu fordern 
Die vom Berufsbildungsgesetz ge- 
botene Möglichkeit, eine Lehrab- 
schlussprüfung nachzuholen, wird 
zur Zeit zu wenig genutzt: Pro Jahr 
erwerben rund 1600 Kandidaten 
auf diesem Weg ein eidgenössi- 
sches Fähigkeitszeugnis. Die vor- 
gesehenen 10 Millionen Franken 
sollen dazu dienen, Weiterbil- 
dungsprojekte zu unterstützen, die 
zu einem Ausbau des bestehenden 
Kursangebots führen. Insbesonde- 
re soll damit auch die Projektie- 
rung gemeinsamer Aktionen von 
Berufsschulen und von Berufsver- 
bänden der Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer gefordert werden. 

4. Frauen- und Ausländeronteil on 
weiterführender Schulung erhöhen 
Die Frauen sind in den Institutionen 
der beruflichen Weiterbildung un- 
tervertreten. Ebenso unbefriedi- 
gend ist hier der Anteil an Auslän- 
dern. Einzelne Gründe fur diese Er- 
scheinung sind bekannt. Vertiefte 
Studien sollen indessen das ganze 
Spektrum moglicher Ursachen 
ausleuchten. Neben der Finanzie- 
rung solcher Studier. sollen die vor- 
gesehenen 15 Millionen Franken 
auch zur Verfugung stehen, um die 
Betroffenen zu informieren und zu 
motivieren sowie zur Unterstüt- 
zung von Pilotprolekten. 

5. Beruflichen Wiedereinstieg attrok- 
tiver rnochen 
Zielpublikum dieser Massnahmen 
werden vor allem Frauen sein, die 
-beispielsweise nach Erfüllung fa- 
miliärer Aufgaben - in ihren ehe- 
maligen Beruf zurückkehren oder 
eine andere Erwerbstätigkeit auf- 
nehmen möchten. Der Bundesrat 
betont aber, dass damit keinerlei 
moralischer oder materieller 
Druck auf die Frauen ausgeübt 
werden soll, ihre Arbeitskraft auch 
gegen ihren eigenen Willen der 
Wirtschaft zur Verfugung zu stel- 
len. Anvisiert wird ein Bunde1 von 
Massnahmen, die Beratung und 
Ausbildung umfassen. Einmal wird 
noch umfangreiche Grundlage- 
narbeit zu leisten sein, dann gilt es 
auch Inforrnationsprobleme zu Iö- 
sen. Wiedereinstiegswillige Perso- 
nen müssen erfahren, bei wem sie 
Beratung und Unterstützung erhal- 
ten. Auf Arbeitgeberseite sind nun 
vermehrt Uberlegungen über neue 
Moglichkeiten individueller Ar- 

a. 
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beitsgestaltung zu stellen. Die vor- 
gesehenen Aufwendungen von 8 
Millionen Franken sollen auch zur 
Unterstützung von Pilotprolekten 
dienen. 

6. Arbeitnehmer zur lebenslongen 
Weiterbildung motivieren 
Die dargelegten Massnahmen 
werden letztlich nur von Erfolg ge- 
krönt sein, wenn sich bei den Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern die 
Einsicht in die Notwendigkeit be- 
ruflicher Weiterbildung durchsetzt. 
Mit 2 Millionen Franken sollen 
entsprechende Informations- und 
Motivotionsaktionen unterstützt 
werden3. 
7. Aus- und Weiterbildung der Be- 

ru fsschullehrer verbessern 
Mit 10 Millionen Franken sollen 
auch im Zustandigkeitsbereich 
des Bundes Verbesserungen er- 
zielt werden. Geplant ist eine 
Erweiterung des Aus- und Wei- 
terbildungsangebots des 
Schweizerischen Instituts für Be- 
rufspädagogik. Die Sachkom- 
petenz der Berufsschullehrer 
soll damit sichergestellt wer- 
den. Sie sollen zudem zielge- 
richtet auch fur den Unterricht 
auf Erwachsenenstufe vorberei- 
tet werden. Die Mittel dienen 
überdies der Unterstützung im 
Bereich der Entwicklung zu- 
kunfsgerichteter Lernstrate- 
gien und Unterrichtshilfen. 

Weiterbildung als erweiterte 
Aufgabe der Hochschulen 

Im Hochschulbereich wird zwischen 
zwei Weiterbildungsarten unterschie- 
den: der akademischen Nachwuchs- 
förderung einerseits und der rekur- 
renten Weiterbildung, d. h. der Wie- 
deraufnahme der Studien nach bzw. 

Grafik 5 

während einer beruflichen Tötigkeit, 
anderseits. Die mit der Weiterbil- 
dungsoffensive anvisierten Massnah- 
men haben nicht die Forderung des 
akademischen Nachwuchses zum 
Gegenstand und bezwecken auch 
nicht, die Moglichkeit zu bieten, even- 
tuell verpasste Bildungschancen 
nachzuholen oder Defizite der Erst- 
ausbildung nachträglich «auszubü- 
geln)). Von den Sondermassnahmen 
unberücksichtigt bleiben ebenfalls 
Veranstaltungen für ein breites Publi- 
kum wie beispielsweise Ringvorlesun- 
gen, Collegia generale oder die An- 
gebote der Senioren-Universitäten. Es 
geht um die Vermittlung neuester For- 
schungsergebnisse und um die Aktuo- 
Iisierung des theoretischen Wissens, 
mithin um die Vermittlung von Zusatz- 
wissen für interdisziplinäre Tätigkei- 
ten oder Spezialisierungen in einem 
bestimmten Fachbereich in der Form 
von Ergänzungs- und Nachdiplomstu- 
dien. 

' Irn Rahmen des Sioiufs N DRSílOEB (Instifutio- 
nen und O r  anisaiionen der Emochsenenbil- 
dung) wird~eispielsweiserurZeit eine Televi- 
sions-Sendereihe vorbereifei, die diese Zielset- 
zung wahrendeiner longeren Zeiiperiode umzu- 
setzen helfen will 

Universitäre Weiterbildung: 
Vorgesehene Massnahmen 
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Der Ausbau der universitären Weiter- 
bildung hat eine besondere Bedeu- 
tung fur das Grundstudium. Die konti- 
nuierliche fach- und praxisgerechte 
Weiterentwicklung der einzelnen 
Lehrgebiete wird dadurch gewcihrlei- 
stet. Fur die Organisation der Erstaus- 
bildung können zudem Gestaltungs- 
freiräume geschaffen werden. Ein sy -  
stematischer Ausbau der Weiterbil- 
dung vermag einen wirksamen Bei- 
trag gegen die Verlangerung des 
Grundstudiums zu leisten. Durch den 
intensivierten Wissens- und Erfah- 
rungsaustausch zwischen Wissen- 
schaft und Praxis lassen sich die tradi- 
tionellen Lehrinholte überdies sinnvoll 
ergänzen. 
Eine dauerhafte Etablierung der Wei- 
terbildung an den schweizerischen 
Hochschulen kann im Rahmen der 
normalen Personal- und Finanzbud- 
gets nicht rasch genug verwirklicht 
werden. Angesichts der grossen Be- 
deutung der Weiterbildung für Wirt- 
schaft und Gesellschaft und der Not- 
wendigkeit, die entsprechenden An- 
passungen rasch zu verwirklichen, 
schlägt der Bundesrat vor, die folgen- 
den Sondermassnohmen zu treffen (s. 
Grafik 5): 
1. Personelle Massnahmen und Inve- 

sfitionen irn Schulrofsbereich' 
Die vorgesehenen 45 Millionen 
Franken sollen dazu dienen, dos 
nötige Personal anzustellen, um 
einerseits die Weiterbildungsstel- 
íen (d. h. für die Weiterbildungsak- 
tivitaten der Hochschule bzw. ihrer 
Fachbereiche zuständige Koordi- 
notionsstellen) zu betreiben5 und 
anderseits Nochdiplomsiudien zu 
orgonisieren und durchzuführen6. 
Ein Prozent des bewilligten Kredits 
soll für Evaluafionssiudien verwen- 
det werden. 

2. Beifróge on die kontonolen Hoch- 
schulen undan andere förderungs- 
berechtigte institutionen' 
Die vorgesehenen 75 Millionen 
Franken werden analog dem bun- 
deseigenen Bereich ausgeschuttet 
fur personelle Massnahmen f ü r  

Grafik 6 

i Regionale CIM-Bildungszentren: Leistungsauftrag 

Ziele: 
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Mittel: 
- Generolisten-Kurse 
- Speziolisten-Kurse 
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' Forschung und Entwicklung 
: Kleine und miniere Unternehmen 

Quelle BFK,  BIGA 

Ziele: 
- Anpossung von 

CIM-Konzepten und 
CIM-Technologien 
on beiriebsspezifische 
Gegebenheiten 

Mittel: 
-Aktive Untersiutzung 

durch Dozenten und 
Kursieilnehmer über 
konkrete Proiekte 

Ziele: 
- Beschleunigung der 1 

Diffusion von integrieden ' 
insbesondere zu KMU' 
Produkiionsansotzen, I 

Mittel: I 
I 
I 
I 

- Unobhangige Beratung 
von Hordware/So*ware ~ 

- Untersiutrung in Konzept- I 
und Reolisierungsphose 

1 

Die Volkswirtschafi 

3. 

den infrastrukturellen Ausbau der 
Weiterbildungsunstrengungen so- 
wie für die Einrichtung von Ergun- 
zungssfudren, inklusive fur Be- 
triebsausgaben, nicht aber fur 
bauliche Massnahmen. Auch die 
kantonaien Hochschulen und die 
anderen Institutionen mussen ein 
Prozent der bewilligten Kredite fur 
Evaluations- und Begleitforschung 
einsetzen. Der erwähnte Höchst- 
betrog deckt rund einen Drittel des 
durch eine Umfrage bei den kanto- 
nalen Hochschulen über ihre Aus- 
bauwünsche im Bereich der Wei- 
terbildung ermittelten Finanzbe- 
dads. 
Beteiligung on iniernationolen Pro- 
jekten irn Bereich der Weiterbil- 
dung (EG-Programm COMETTP 
Bereits vor der Verwirklichung von 
EG 92 haben die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft 
die Entwicklung gemeinsamer eu- 
ropaischer Bildungsprogromme 
an die Hand genommen. Mit der 
Ausschreibung von 15 Millionen 
Franken im Rahmen der Sonder- 
massnahmen ((Weiterbildungsof- 
fensive)) will der Bundesrat die no- 
tigen Vorkehrungen treffen, um 
eine Beteiligung an entsprechen- 
den europäischen Projekten zu er- 
moglichen. Der Bundesrat be- 
schrankt sich im Bundesbeschluss 
zwar nicht ausschliesslich auf CO- 
METi und ermoglicht damit grund- 
satzlich auch die Beteiligung der 
Schweiz an anderen internationa- 
len Projekten im Bereich der Wei- 
terbildung. Der beantragte Kredit 
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von 15 Millionen Franken dürfte 
durch den Beitrag an COMET al- 
lerdings bereits stark beansprucht 
werden, so dass andere Beteili- 
gungen nur in begrenztem Aus- 
mass finanziell untersturzt werden 
konnen. 

' Unterden Begriff vSchulrotsbereichu werden 
die dem Schweizerischen Schulrat unterstellten 
Hochschulen und Forschungsonstolfen subsu- 
mieri. ETHZurich und Lausonne, Paul-Scheuer- 
Insirtut in Villigen/Wurenlingen, Eidg For -  
schungsonstolt fur Wold, Schnee und Londschof! 
in Birmensdorf, Eidg Maieriolprufungsonsiali in 
DubendodundSt Gollen sowie Eidg Anstolt fur 
Wasserversorgung, Abwasserreinigung und Ge- 
wasserschufz rn D,Jbendorf 
' Die beiden ETHbenotigenzu diesemzweck 
7 7 Vollzeiistellen 
' M i t  den im gegenwartigen Finonzplon ein e 
siellien Mitteln konnen die ETiínurdie Holk7eder 
vorgesehenen Nochdipiomstudien orgonisieren 
Fur Nochdiplomsiudien fehlen den beiden ETH 
zur Zeit 40 Vol/zeifstellen und fur I990/97 72 
Teihedste/ien 
' d  h :I ñ. Schweiz Zenirolstelle furdie Weiier- 
bildung der Mitielschullehrer, Luzern, lnstifut 
Universiioire des Houtes Etudes lnternotionoies, 
Geneve (IUHEI), Insiitut des Houtes Etudes en 
Adminisiroiion Publique, íousonne (IDHEAP), 
Schweiz Tropeninstitut, Theologische Fokultot, 
L uzern, etc 
' ~~Communi iy  Action Programme in Educotion 
ond Troining for Technology,,, dos COMETT- 
Programm /ouf, Ende 1 9 8 9 0 ~ s  Der EG-Minister- 
rut hotaberam 16 Dezember 7988denpnnzi- 
piellen Beschluss furC0MEl- f  il gefosst, wonach 
dieses Programm fur weitere iunfJohre 
( 7  990-941 rnifeinem Gesomtbeirog von 200Mil- 
lionen ECU fortgesetzt werden so// 
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Die Schweizer Wirtschaft durch 
CIM wettbeiverbsfahig erhalten 

Die Schweiz ist in der CIM-orientier- 
ten Forschung und Entwicklung, in der 
Aus- und Weiterbildung entsprechen- 
der Fachleute und im industriellen Ein- 
satz computerintegrierter Fertigungs- 
Systeme gegenüber wichtigen Han- 
delspartnern im Rückstand. Zwischen 
den Bedürfnissen der Industrie und 
den Angeboten unserer Lehr- und For- 
schungsanstalten besteht eine Kluft, 
die sich negativ auf die Wettbewerbs- 
fähigkeit auswirkt und zu Besorgnis 
Anlass gibt. Diese Feststellungen der 
CIM-Expertengruppe (CIMEX)" stehen 
am Ausgangspunkt des vom Bundes- 
rat vorgeschlagenen CIM-Aktions- 
Programms. Es soll dazu beitragen, 
unserer Wirtschaft uber die Bereitstel- 
lung praxisbezogener und vor allem 
berufsbegleitender Aus- und Weiter- 
bildungsangebote sowie uber die Un- 
terstutzung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsanstrengungen insbeson- 
dere im Rahmen gemeinsamer Pro- 
jekte zwischen Industrie und Bildungs- 
und Forschungsstotten den schwieri- 
gen Weg zur computerintegrierten 
Fertigung zu erleichtern. 
Der Bundesrat schlagt die folgenden 
zwei Stossrichtungen zur Verwirkli- 
chung dieser Zielsetzung vor: 
1. Sechs regionale CIM-Bildungs- 

Zentren 
Das Kernstuck des CIM-Aktions- 
Programms bilden die regionalen 
CIM-Bildungszentren", die sich 
idealerweise um eine HTL gruppie- 
ren (s. Grafik 6). Um eine ange- 
messene regionale Verteilung s i -  
cherzustellen wird erwartet, dass 
sich nachbarliche Bildungsstotten 
zu einem uberregionalen oder in- 
terkantonalen Verbund zusam- 
menschliessen und sich gemein- 
sam um ein CIM-Bildungszentrum 
bewerben. Diese Zentren haben 
einen fest umschriebenen Lei- 
stungsauftrag zu erfüllen, der von 
der Aus- und Weiterbildung uber 
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Technologietransfer zu kleinen 
und mittleren Unternehmen bis zur 
praxisorientierten Forschung und 
Entwicklung reicht. Für diese sechs 
Zentren sind insgesamt 70 Millio- 
nen Franken vorgesehen. Sie dek- 
ken Investitionen in Hard- und Soft- 
ware, Personal- und Betriebsko- 
sten sowie Aufwendungen für die 
Progrornmkoordination ab. Es 
wird erwartet, dass die Standort- 
und Trägerkantone und die Wirt- 
schaft sich am Projekt mit ange- 
messenen Eigenleistungen beteili- 
gen. Nach Auslaufen der sechsläh- 
rigen Laufdauer des Impulspra- 
grarnms sind die Zentren von den 
btandort- bzw. Trägerkantonen 
weiterzuführen" . 

Der Kommission zur Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung 
des Eidgenössischen Volkswirt- 
schaftsdeparternents (KWF) soll 
ein Sonderkredit in der Höhe von 
20 Millionen Franken zur Verfu- 
gung gestellt werden, um schwer- 
punktmassig Forschungsvorhaben 
von Hochschulen oder regionalen 
CIM-Bildungszentren zu finanzie- 
ren, die von der Industrie mitiniti- 
iert und mitfinonziert werden. For- 
schungs- und Bildungsstätten sol- 
len damit insbesondere die Mög- 
lichkeit erhalten, ihre CIM-lnfra- 
Struktur - hard- und softwaremas- 
Sig -an neue Entwicklungen anzu- 
passen. Zudem soll damit der 
Know how-Transfer zwischen Wis- 
senschaft und Wirtschaft im techni- 
schen und betriebswirtschaftlichen 
Bereich beschleunigt werden. Die 
Entwicklung von CIM-Aus- und 
Weiterbildungskursen sowie einer 
systematischen Dozentenschulung 
bilden ebenfalls wichtige Zielset- 
zungen, die vermehrter Anstren- 
gungen und mithin finanzieller An- 
reize bedürfen. 

2. Förderung der Forschung 

Die breitere Perspektive 

Das von den Medien bereits vor seiner 
Veröffentlichung Weiterbildungsof- 
fensive bezeichnete Massnahrnenpo- 
ket ist auch insofern keine alltägliche 
Vorlage, als an ihrer Erarbeitung von 
Anfang an nicht nur zwei Ämter des 
Volkswirtschaftsdepartements, son- 
dern mit dem Bundesamt für Bildung 
und Wissenschaft auch das Departe- 
ment des Innern beteiligt waren. Die 
Zusammenarbeit ergab sich aus den 
gesetzlichen Zuständigkeiten, des BI- 
GA für die Berufsbildung im weitesten 
Sinne, des BBW für den Hochschulbe- 
reich, und des BFK für die Beobach- 
tung der technologischen Entwicklung 
im wirtschaftlichen Kontext. Sie ge- 
währleistete aber auch, dass in allen 
Phasen Wirtschafts- und bildungspoli- 
tische Gesichtspunkte gemeinsam be- 
rücksichtigt wurden. Dabei half nicht 
zuletzt, dass sehr bald auch die zu- 
ständigen Ansprechpartner oufseiten 
der Kantone - die Konferenzen der 
Volkswirtschafts- und der Erziehungs- 
direktoren - und der Wirtschaft mit 
den Spitzenverbanden der Arbeitge- 
ber und Arbeitnehmer beigezogen 
wurden. 

. Die Experiengruppe CIMEX wurde von Bundes- 
raf Deiamuraz, Vorsteher des EVO. eingeseizt 
und beauftragt. eine Besiandesoufnohme uber 
Siand und Probleme a'ercampurerintegrierfen 
Ferfigung in der Schweiz vorzunehmen Sie war 
aus Vertretern von Induslrie und Wissenschafi 
zusammengesetzt (Konsrttuierung om 22.10 871 
Ihren Schlussberichi veroffenilichte sie im luni 
1988 
I' Durch eine Intensive Zusammenarbeiizwi- 

schen diesen Bildungszentren mit CIM-Partner- 
betrieben (d h schweizerischen Unternehmen, 
welche schon heue vber rnehrjohrige Erfahrung 
mit dem beirieblichen Einsaiz von C I M - h e i n  und 
-KeHen verfugen, bzw Sohwore- u n a  Beratungs- 
firmen sowie Hordwarelier'eranieni sollen ei- 
genilicheCIM-Kompefenrzeniren enlsrehen 
" Unterslufzung durcn ordentliche Bundessub- 
ventionen gemass 8eruísbildungsgesetz 
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Wohl steht am Anfang das Postulat, 
Anstrengungen zur Überwindung des 
in allen Teilen des Arbeitsmarkts herr- 
schenden Fachkräftemangels zu tref- 
fen. Indem dazu praktisch nur Mass- 
nahmen zur besseren Qualifizierung 
der vorhandenen Arbeitskräfte in Fra- 
ge kommen, ist die Bildungspolitik an- 
gesprochen. Die Erwartungen sind 
hoch, aber gerade weil wirtschaftli- 
che Erwägungen dahinterstehen, be- 
steht auch die politische Bereitschaft, 
die dazu nötigen Mittel bereitzustel- 
len. Es ist ein Faktum, dass bildungs- 
politische Innovationen in unserem 
Land nur dann eine Chance haben, 
wenn sie sich wirtschaftspolitisch 
rechtfertigen lassen oder zumindest 
den Interessen der Wirtschaft nicht zu- 
widerlaufen. Es zeigt sich aber, dass 
einmal geschaffene und zum Zeit- 
punkt ihrer Entstehung bedürfnisge- 
rechte Bildungsangebote Überdau- 
ern, auch wenn sich das wirtschaftli- 
che Umfeld wieder öndert, sofern sie 
nicht nur wirtschaftlichen, sondern 
auch pädagogischen, methodischen 
und gesellschaftlichen Anforderun- 
gen genügen. 
Berufliche Weiterbildung ist nun ein 
Imperativ, der nicht nur zur Überwin- 
dung eines heute als besonders hin- 
derlich empfundenen Fachkräfteman- 
gels erschallen darf, ia es ware sogar 
verfehlt, von Bildungsmassnahmen 
kurzfristig eine Entspannung der Si- 
tuation zu erwarten. Vielmehr geht es 
darum, günstige Voraussetzungen zu 
schaffen, um auf Dauer den Erwerb- 
stätigen und Erwerbswilligen zu er- 
moglichen, ihr Können und Wissen 
den sich stets wandelnden Anforde- 
rungen anzupassen. Damit sind auch 
Auswirkungen auf die Grundausbil- 
dung- handle es sich um Berufslehren 
oder akademische Studien - verbun- 
den: Der unheilvolle Trend zur ständi- 
gen Verlängerung der Grundausbil- 
dung, die mit dem zunehmenden Lern- 
stoff und seiner wachsenden Komple- 
xität allzu leichtfertig begründet wird, 
hat uns die Iangsten Lehr- und Stu- 
dienzeiten aller Industriestaaten be- 
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schert. Die Erkenntnis, dass auch eine 
«abgeschlossene» Lehre nie das ge- 
samte gegenwartige - und schon gar 
nicht das kunftige - Berufswissen um- 
fassen kann, die Forderung nach 
wernetztem Denken)), die ohnehin 
nur erfüllt werden kann, wenn das In- 
dividuum ausgehend von gesichertem 
Grundwissen praktische Erfahrungen 
sammelt und dabei an Grenzen stösst, 
ruft nach einer sinnvollen Aufgaben- 
teilung zwischen Grundausbildung 
und Weiterbildung, ganz unabhängig 
von der konjunkturellen und arbeits- 
marktlichen Lage. 
Das Verständnis dafür muss ange- 
sichts eines beachtlicnen Angebots 
und einer erfreulichen Nachfrage 
nach Weiterbildung nicht erst geweckt 
werden, aber es kann unter den heuti- 
gen Umständen relativ leicht geför- 
dert werden. Entscheidend ist, dass 
die Bereitschaft auch über das Vereb- 
ben des auf sechs Jahre angelegten 
Impulses hinaus erhalten bleibt. 
Die Sondermassnahmen seien zu «an- 
gebotslastig)), war verschiedentlich in 
Kommentaren zu vernehmen. Das be- 
ste Kursangebot nütze nichts, wenn 
die potentiellen Adressaten nicht in 
die Lage versetzt würden, es zu er- 
greifen. Diese Kritik ist nicht leicht zu 
nehmen. Der Bundesrat bringt mit der 
hier beschriebenen Vorlage aber le- 
diglich zum Ausdruck, dass vorweg 
einmal das Angebot «stimmen>, muss. 
In welchen Bahnen es sich zu bewegen 
hat, saIl nicht vom Staat vorgegeben 
werden. Lösungen sind dort zu formu- 
lieren, wo die Probleme anfallen. Sa- 
che der offentlichen Hand ist es, mit 
ihren Förderungsmassnahmen aus- 
gleichend - nicht strukturerhaltend - 
zu wirken, beispielsweise zugunsten 
benachteiligter Regionen, Bevölke- 
rungsgruppen, oder zugunsten von 
Branchen, deren wirtschaftliche Das- 
einsberechtigung unbestritten ist, die 
aber wegen einer geringen Zahl An- 
gehoriger bei der Finanzierung von 
Weiterbildungsmassnahmen an 
Grenzen stossen. Der Staat kann di- 
rekt mit Geld eingreifen, er kann die 

Infrastruktur seiner Berufsschulen, 
Höhern Fachschulen und Hochschu- 
len zur Verfugung stellen, er kann de- 
ren Lehrer und Dozenten für die Wei- 
terbildung einsetzen, aber inhaltliche 
Anstösse müssen von aussen 
kommen. 
Hier liegt noch ein weites Feld brach, 
das nicht zuletzt nach sozialpartner- 
schaftlicher Bearbeitung ruft. Daraus 
durften Ideen hervorgehen, die so- 
wohl bei Arbeitgebern wie Arbeitneh- 
mern Rückhalt und die nötige - auch 
materielle- Unterstützung finden. Da- 
mit sei nicht gesagt, dass der Staat - 
Bund und Kantone - nicht auch nach- 
frageseitig noch mehr tun könnten: 
Mindestens mittelfristig sollte das Sti- 
pendienrecht, das heute im wesentli- 
chen die Erleichterung der Grundaus- 
bildung anstrebt, den neuen Bedürf- 
nissen im Bereiche der Erwachsenen- 
bildung angemessen Rechnung tra- 
gen. Die fiskalische Berücksichtigung 
individueller Weiterbildungsaufwen- 
dungen ist zu überprüfen. 
Entsprechende Überlegungen werden 
bei Bund und Kantonen angestellt. 
Dass sie nicht rasch zu konkreten Er- 
gebnissen führen, darf nicht erstau- 
nen. Es wäre falsch, im Warten darauf 
den dringenden Ausbau der Ange- 
botsseite zu versäumen. 
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